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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Daniel Gander / Charles Brönnimann 2016-CE-217 
Fonds der Schülerunfallversicherung (SUV) 

I. Anfrage 

Der Tätigkeitsbericht 2015 der Direktion für Gesundheit und Soziales weist auf Seite 26 

(Absatz 2.11) darauf hin, dass die Tätigkeiten der Schülerunfallversicherung (SUV) selbstständig 

von dem Amt verwaltet werden, das auch das Archiv verwaltet. Dieses Amt behandelt auch alle 

Anfragen im Zusammenhang mit der Schülerunfallversicherung. Diesbezüglich wird im Tätigkeits-

bericht 2010 erwähnt, dass der Fonds aus der Auflösung der besagten Schülerunfallversicherung 

einen Betrag von 6,127 Millionen Franken enthielt. Ende 2015 belief sich der Fondsbetrag auf 

lediglich 5,792 Millionen Franken, also ein Minus von 335 000 Franken in fünf Jahren. Gemäss 

Tätigkeitsbericht 2015 beträgt die Differenz zwischen dem Rechnungsjahr 2014 und dem 

Berichtsjahr 66 000 Franken. Das Amt hat in der vergangenen Periode sechs Fälle für einen 

Gesamtbetrag von 3100 Franken geregelt. Zudem hält er Ausgaben von 40 000 Franken für 

Verwaltungskosten fest. Zieht man die Verwaltungskosten und den Betrag für die Behandlungen 

ab, bleiben 22 900 Franken übrig, deren Verwendung nicht angegeben wurde. Darüber hinaus hat 

die Direktorin für Gesundheit und Soziales in unserem Plenum vom 11. Mai 2016 unsere Fragen 

nur teilweise beantwortet. Damit sind wir nicht zufrieden und stellen dem Staatsrat deshalb erneut 

folgende Fragen: 

1. Können Sie uns angeben, für welchen Zweck die Summe von 22 900 Franken eingesetzt 

wurde? 

2. Warum wird dieser Fonds, der fast sechs Millionen Franken enthält und von einem staatlichen 

Amt verwaltet wird, nicht in die Betriebsrechnung und das Rechnungsergebnis integriert? 

3. Was ist der derzeitige Stand der Überlegungen zur Verwaltung des Fondsvermögens? 

4. Könnte nicht das gesamte Fondsvermögen oder ein Teil davon zu geringeren Kosten verwaltet 

und besser genutzt werden? 

5. Oktober 2016 

II. Antwort des Staatsrats 

1. Können Sie uns angeben, für welchen Zweck die Summe von 22 900 Franken eingesetzt wurde? 

Wie aus den Tätigkeitsberichten des Staatsrats hervorgeht, verzeichnete der Fonds aus der 

Auflösung der Schülerunfallversicherung (SUV) per 31. Dezember 2015 verglichen mit seinem 

Stand per 31. Dezember 2014 eine Abnahme um 65 818,30 Franken. Diese Abnahme ist einerseits 

durch die gewöhnlichen Betriebskosten 2015 von 43 801,15 Franken, andererseits durch eine 

Zahlung der Betriebskosten in Verbindung mit dem Geschäftsjahr 2014 über 22 017,15 Franken zu 
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erklären. Diese Kosten wurden nicht rechtzeitig angekündigt, um die Zahlung noch 2014 

auszuführen, und somit wurde eine transitorische Buchung veranlasst. Dabei gilt zu erwähnen, dass 

das Finanzinspektorat die Ordnungsmässigkeit der Buchhaltung des SUV-Fonds in seinem 

Revisionsbericht 2015 anerkannt hat. 

2. Warum wird dieser Fonds, der fast sechs Millionen Franken enthält und von einem staatlichen 

Amt verwaltet wird, nicht in die Betriebsrechnung und das Rechnungsergebnis integriert? 

Bei der Schülerunfallversicherung handelte es sich um eine öffentliche Versicherung, deren 

Prämien von den Eltern (zu 75 %) und der öffentlichen Hand (zu 25 %, nämlich 12,5 % vom Staat 

und 12,5 % von den Gemeinden) übernommen worden sind. Damit handelt es sich im Wesentlichen 

um Versichertenbeiträge. 

Bei der Aufhebung der Schülerunfallversicherung wurde die administrative Verwaltung des Fonds 

dem Amt für Gesundheit übertragen. Hingegen wurde der Fonds selbst bei der Finanzdirektion 

angelegt, welche die formale Abwicklung gewährleistet. Der Fonds trägt die Kontonummer 

2006.600, wird bei den Depotgeldern und Bürgschaften ausgewiesen und bei den Passiven unter 

«Depotgelder bei der Finanzverwaltung», Fremdkapital, laufende Verpflichtungen, bilanziert. 

Darüber hinaus führt das kantonale Finanzinspektorat jedes Jahr die notwendigen Kontrollen 

entsprechend dem Gesetz über den Finanzhaushalt des Staates (FHG) aus. 

3. Was ist der derzeitige Stand der Überlegungen zur Verwaltung des Fondsvermögens? 

4. Könnte nicht das gesamte Fondsvermögen oder ein Teil davon zu geringeren Kosten verwaltet 

und besser genutzt werden? 

Die Verwendung des Fondsvermögens wurde im Gesetz vom 12. Mai 2006 zur Aufhebung des 

Gesetzes betreffend Errichtung einer Schülerunfallversicherung klar definiert: Die Behandlungskos-

ten für einen Unfall, der sich vor dem 1. September 2006 ereignete, sowie die entsprechenden 

Entschädigungen bei Tod und Invalidität werden nach den Bestimmungen übernommen, die zum 

Zeitpunkt des Schadensereignisses in Kraft waren. Zudem kann ein finanzieller Beitrag aus dem 

Fonds Familien ausgerichtet werden, die infolge eines Unfalls eines Kindes, der sich nach dem 

1. September 2006 ereignete, schwer belastet sind. Er ist dazu bestimmt, die Lebensbedingungen 

des verunfallten Kindes zu verbessern, seine Selbstständigkeit und die Fortsetzung seiner 

Ausbildung zu begünstigen. Er kann insbesondere dazu dienen, die Kosten in Verbindung mit 

baulichen Veränderungen oder der Anschaffung von Hilfsmitteln, die nicht vom IVG getragen 

werden, zu decken. 

Ab Aufhebung des Gesetzes wurde die Zeit, die zur Erledigung sämtlicher Schadensfälle nötig ist, 

auf rund 20 Jahre geschätzt. Da medizinische Behandlungen, insbesondere im Bereich Zahnpflege 

aufgrund des Alters häufig verzögert stattfinden, müssen geschuldete Leistungen in diesem 

Zeitraum noch gewährleistet werden. Alle Rückerstattungsanträge müssen analysiert werden und 

danach wird eine Entscheidung getroffen. 

Dennoch möchten wir anfügen, dass innerhalb der Direktion für Gesundheit und Soziales 

Überlegungen zur Erweiterung der Fondsverwendung im Gang sind. Überdies wurde das 

Arbeitspensum der mit der Fondsverwaltung betrauten Person per 1. Januar 2017 um 10 % gesenkt. 

6. Februar 2017 
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